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die von der Regierung als nothwendig erkannt werden. (§S§ 2 und 4 
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Die Religionsfondsſteuer. 
Von Karl Freiherrn v. Jacobi d' kholm. 
II. 


Nach dem Geſagten erſcheint alſo als Steuerobject principiell 
wenigſtens das Pfründenvermögen. Eben dieſes beziehungsweiſe die ju⸗ 
riſtiſche Perſon des Beneficiums iſt auch das eigentliche Steuerſubject. 
Indirect allerdings wird der Pfründenbeſitzer zu dem letzteren, da er 
das Einkommen der Pfründe bezieht, und aus demſelben die Steuer 
zu entrichten hat. Der Organismus der Steuer iſt nun folgender: Das 
Geſetz geht von dem Grundſatze aus, daß ein größeres Vermögen 


‚auch die Anwendung eines höheren Steuerfußes geſtatte. Hiebei bringt 


das Geſetz den höheren Steuerfuß nicht rückſichtlich des ganzen Ber 
trages des größeren Vermögens zur Anwendung, ſondern uur rück— 
ſichtlich desjenigen Betrages, um welchen dieſes größere Vermögen 
eben größer iſt als das kleinere und weniger hoch beſteuerte. Der 
§ 9 des Geſetzes formulirt daher zum Zwecke der Beitragsbemeſſung 


Bei Feſtſtellung der Religionsfendsbeiträge waren zwei Mo- nach den einzelnen Steuerfüßen eine Art von Scala, deren unterſte 


mente maßgebend: einerſeits die Rückſicht darauf, daß die Religions⸗ 
fondsſteuer, wie jede directe Steuer, doch nur von dem Einkommen 
und aus demſelben gezahlt werden kann, andererſeits die Rückſicht 
auf die möglichſte Practicabilität und Leichtigkeit der Bemeſſung und 
Ausſchreibung der Steuer, von welchen Factoren wieder die gebotene 
raſche Durchführung des Geſetzes abhing. Die Rückſicht auf die Prac⸗ 
ticabilität war ausſchlaggebend dafür, die Steuer nicht nach dem Ein⸗ 
kommen, ſondern nach dem Vermögen ſelbſt zu bemeſſen. Hiedurch 
war nämlich eine Anlehnung an das Gebühren-Aequivalent ermöglicht, 
und es entfiel ein großer Theil der zur Durchführung erforderlichen 
Vorarbeiten. Die Steuer iſt alſo, ſtrenge genommen, eine Vermögens⸗ 
ja, wenn man will, ſogar eine Steuer auf den Beſitz; denn principiell 
wenigſtens iſt es für die Umlegung der Steuer gleichgiltig, ob der 
Pfründenbeſit ein Erträgniß hat oder nicht. Praktiſch allerdings iſt 
dieſe Frage ohne beſonderen Belang, da ja nur der Pfründenbeſitz, 
nicht auch das kirchliche Vermögen beſteuert wird, erſterer aber gewiß 
zum großen Theile fruchtbringend angelegt beziehungsweiſe erträgniß⸗ 
fähig gemacht iſt. Das Geſetz hat denn auch ausdrücklich jene Ver⸗ 
mögensbeſtandtheile von der Beſteuerung ausgeſchloſſen, welche der 
Natur der Sache nach entweder überhaupt zur Erzielung eines Er⸗ 
trägniſſes nicht beſtimmt ſind oder deren Ertrag ſtiftungsgemäß nicht 


Stufe alle Vermögensbeträge bis zur Höhe von 10.000 fl. einnehmen, 
und deren weitere Stufen, von 10.000 zu 10.000 fl. aufſteigend, 
immer wieder alle Vermögensbeträge umfaſſen, welche innerhalb der 
durch den Maximalbetrag der nächſt niederen und den Mini— 
malbetrag der nächſt höheren Stufe gezogenen Grenzen fallen. 
Für jeden dieſer von 10.000 zu 10.000 fl. aufſteigenden Theil— 
beträge des Vermögens, beziehungsweiſe für die innerhalb der 
Grenzen der im $ 9 angeführten Abſtufungen fallenden Reſtbeträge 
firirt nun das Geſetz einen eigenen Steuerfuß, welcher, dem oben 
ausgeſprochenen Grundſatze gemäß, für jeden weiteren Vermögens⸗ 
theilbetrag höher bemeſſen erſcheint, als für den zunächſt unter ihm 
ſtehenden. In dieſem Sinne iſt der Steuerfuß ein mit der Größe 
des Vermögens aufſteigend progreſſiver; er erſcheint durch den Percentſatz 
ausgedrückt, welcher von dem betreffenden Vermögens -Theilbetrage 
für einen Zeitraum von 10 Jahren als Religionsfondsbeitrag zu 
entrichten kommt. Steuereinheit iſt alſo auch hier eine Deeimalitelfe 
des Vermögens beziehungsweiſe der einzelnen Vermögenetheilbeträge 
— der Steuerfuß iſt der von der Steuereinheit zu entrichtende Be- 
trag, der im Verhäftniffe zu der als Capitalseinheit geltenden Zahl 
von 100 natürlich als Percentſatz ausgedrückt erſcheint; nur muß 
hiebei beachtet werden, daß, wie geſagt, der ſo ermittelte Steuerbetrag als 


zur Vermehrung des Einkommens der Pfründenbeſitzer verwendet wird. die für einen Zeitraum von 10 Jahren bemeſſene Steuer erſcheint, und daß 
Dahin gehört die Befreiung des in Bibliotheken, wiſſenſchaflichen derſelbe nun erſt auf die einzelnen Jahre vertheilt, und auf dieſe 
und Kunſtſammlungen beſtehenden Vermögens, ſowie jener Vermögens- Art die für jeden der vierteljährigen Steuertermine entfallende Steuer- 
beſtandtheile und Bezüge, welche dem Gebühren-Aequivalente nicht quote berechnet wird. 
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Dies iſt das Syſtem oer Bemeſſung der Steuer, das aber das Hiebei kommt natürlich zunächſt der niedere Säcular-Clerus in Be— 


Weſen derſelben noch nicht erſchöpft; dieſes letztere erſcheint vielmehr 
erſt mit jenen Beſtimmungen gegeben, welche den nach dem Vermögen 
bemeſſenen Steuerbetrag in eine beſtimmte Beziehung zu dem Ein— 
kommen, zu dem Erträgniſſe der beſteuerten Pfründe bringen; denn 
hiedurch erſt wird auch den Anforderungen einer rationellen Be— 
ſteuerung Rechnung getragen. 

Der Einfluß, welchen das Einkommen der Pfründe auf die 
Bemeſſung der Steuer ausübt, äußert ſich zunächſt in der Fixirung 
eines beſtimmten Betrages, welcher behufs Deckung des ſtandesmäßigen 
Unterhaltes der geiſtlichen Perſonen von dem Religionsfondsbeitrage 
in der Art frei zu laſſen iſt, daß, ſobald dieſer Betrag von dem 
Einkommen der Pfründe nicht erreicht oder vielmehr nicht überſchritten 
wird, eine Steuerbemeſſung überhaupt entfällt ($ 7); weiters in der 
Beſtimmung, daß wenn es ſich zeigt, daß das Einkommen einer über 
dieſen Betrag — kirchliche Competenz — dotirten geiſtlichen Perſon 
oder Corporation durch den in der geſetzlichen Höhe bemeſſenen Re— 
ligionsfondsbeitrag unter die Competenz herabſinken würde, der Bei— 
trag ganz oder in dem entiprechenden Theilbetrage abzuſchreiben iſt 
($ 11); weiters in der Rückwirkung einer innerhalb des zehnjährigen 
Zeitraumes ſich ereignenden Veränderung in dem Einkommen des 
beitragspflichtigen Subjectes oder des die Grundlage der Bemeſſung 
bildenden Vermögens auf die Beitragspflicht ($ 12); endlich in der 
Beſtimmung, daß die Religionsfondsbeiträge in vierteljährigen Anti— 
cipativraten einzuzahlen find ($ 18). Durch dieſe Anorduungen 
wird die ihrer Umlegung und Berechnung nach als Vermogensſteuer 
erſcheinende Steuer ihrer praktiſchen Wirkung und ihrer eigentlichen 
Bedeutung nach zu einer Steuer auf das Einkommen: ſie wird vom 
Vermögen bemeſſen, aber ſie ſchließt ſich enge an das Einkommen 
des Pfründners an: — läßt ein Vermögen ſteuerfrei, wenn ſein Er— 
trag nur die zum ſtandesmäßigen Unterhalte erforderliche Summe er— 
reicht — beſteuert zwar ein anderes Vermögen, deſſen Ertrag dieſe 
Summe überſteigt, reſtringirt jedoch den Steuerbetrag wieder ſo weit 
als nöthig iſt, damit die kirchliche Competenz nicht geſchmälert werde 
— ſchmiegt ſich dem Wechſel des Einkommens innerhalb des Decen- 
niums, für welches fie im vorhinein bemeſſen wird, nach denſelben 
Principen an — und wird endlich auch nur vierteljährig aus dem 
factiſchen Einkommen entrichtet. 

Die Unbillen und Härten, welche daher im Gefolge einer reinen 
Vermogensſteuer hätten auftreten können, find durch dieſes geſetzlich 
feſtgeſtellte Verhältniß der zu leiſtenden Beiträge zu dem factiſchen 
Einkommen gewiß im Weſentlichen eliminirt. Die Wirkung dieſes 
Verhältuiſſes beſteht eben darin, daß die principiell bemeſſenen Bei— 
träge durch das factiſche Einkommen, wir möchten ſagen, controlirt, 
geregelt werden; dieſes Verhältniß bildet gewiſſermaßen die Cenſur, 
welche an den nach dem Vermögen bemeſſenen Beiträgen dasjenige 
abſtreicht, was nicht im Verhältniffe zu dem wirklichen Einkommen, 
dem Erträgniſſe des Steuerobjectes ſteht. 

Andererſeits geht das Geſetz rückſichtsvoller vor als dies bei 
der Einkommenſteuer der Fall zu ſein pflegt; es geht über die Con— 
ceſſionen der letzteren hinaus, indem es nicht nur ein ſteuerfreies 
Exiſtenz Minimum kennt und die Grenze für dasſelbe dort anſetzt, 
wo das Einkommen nur mehr zur Befriedigung der abſoluten Be— 
dürfniſſe des Lebens hinreicht, ſondern vielmehr einen ſteuerfreien 
Betrag firirt, welcher ſich ſowohl nach den örtlichen Verhältniſſen 
richtet, als auch nach der hierarchiſchen Stellung der einzelnen kirch— 
lichen Functionäre verſchieden iſt und ſogar auf den von den kirch— 
lichen Dignitären zu machenden entſprechenden Aufwand billige Rück⸗ 
ſicht nimmt; allerdings wird, ſobald das Einkommen dieſe kirchliche 
Competenz überſchreitet, die Steuer von dem ganzen Vermögen 
bemeſſen. 

Wir wollen nun unſere Aufmerkſamkeit noch einigen ſpeciellen 
Beſummungen des Geſetzes zuwenden, welche für die Durchführung 
und den Erfolg desſelben von eminenter Wichtigkeit ſind. 

Wie wir bereits hervorgehoben haben und wie das Geſetz vom 
7. Mat 1874 es ausdrücklich erklärt, haben die durch die Religions- 
fondsbeiträge zu erzielenden höheren Einnahmen der Religionsfonde 
die Beſtimmung, zur Bedeckung der Bedürfniſſe des katholiſchen 
Cultus im Allgemeinen und insbeſondere zur Aufbeſſerung des bis— 
herigen normalmäßigen Einkommens der Seelſorgegeiſtlichkeit zu dienen. 


tracht, bei welchem eine ſolche Aufbeſſerung vor allem nothwendig 
erſcheint, wenn es auch allerdings ſelbſt höhere kirchliche Functionäre 
gibt, die mit Ruückſicht auf ihre Stellung in der kirchlichen Hierarchie 
über ein nur ſehr beſcheiden zu nennendes Einkommen verfügen. Schon 
die Satzungen der Kirche aber fordern, daß jeder Kleriker ein ſeinem 
Stande gemäßes Einkommen beziehe: Das kanoniſche Recht nennt 
dieſes Einkommen die Congrua oder competens sustentatio. 
Zifferanſätze hat das kanoniſche Recht für dieſe Congrua nicht gege— 
ben, nur über den ſtandesgemäßen Unterhalt einzelner kirchlicher 
Functionäre ſind einige päpſtliche Verordnungen und eine Beſtimmung 
des Concils von Trient vorhanden ). Auch der Staat konnte nur 
wünſchen, daß die kirchlichen Functionäre über ein entſprechendes Ein— 
kommen verfügen, und daß ihnen der zum ſtandesgemäßen Unterhalte 
erforderliche Betrag unter allen Umſtänden geſichert bleibe. Auch hier 
trat alſo der Staat für die Intereſſen der Kirche und ihre Diener 
ein. Die beſondere Begünſtigung der Congrua im Proceffe und bei 
Verträgen, die Exemtion der Congrua von der Execution, die zu 
wiederholtenmalen gewährte Vermehrung, ſowie endlich die Ergänzung 
derſelben aus dem Religionsfonde bezeichnen die Sorgfalt, welche 
Geſetzgebung und Adminiſtration für die Sicherung des ſtandes⸗ 
mäßigen Einkommens der Geiſtlichkeit hegten. Durch dieſes Eingreifen 
der Staatsgewalt erhielt zugleich die Congrua eine beſtimmte greif- 
bare Geſtalt. Sie wurde ziffermäßig feſtgeſetzt. Allgemein allerdings 
nur für den niederen Clerus, denn hier thut es vor allem noth. 
Bei den höheren kirchlichen Functionären trat die Nothwendigkeit der 
Fixirung einer Congrua nur in jenen ſpeciellen Fällen ein, in welchen 
dieſelben ganz oder zum Theile aus dem Religionsfonde dotirt werden 
mußten; und hier ſchließt der Begriff der Congrua ſchon ein Mo— 
ment in ſich, welches über den Umfang des urſprünglichen Begriffes 
hinausgeht. Während nämlich in dieſem letzteren nur das paſſive 
Moment gelegen iſt, daß die Congrua durch äußere Einflüſſe nicht 
geſchmälert werden dürfe, hat die joſephiniſche Pfarr-Regulirung 
mit der Fixirung der Congrua für neugeſtiftete Seelſorgepoſten zu— 
gleich beſtimmt, daß das Einkommen der Geiſtlichen, wenn es den 
Betrag derſelben nicht err eiche, aus dem Religionsfonde zu ergänzen 
ſei. Während alſo der Staat die altgeſtifteten Seelſorger lediglich 
in dem Bezuge ihrer Conz rua ſchützt, falls ſie überhaupt die volle 
Congrua beziehen und hier höchſtens ausnahmsweiſe eine Vermehrung 
der Congrua wegen der geſteigerten Lebensbedürfniſſe ſtattfinden 
kann, hat er bei den neugeſtifteten Seelſorgern die Verpflichtung über⸗ 
nommen, ihre Einkünfte im Bedarfsfalle bis zur Höhe der Congrua— 
ziffer zu ergänzen. 

Dies iſt die Congrua der joſephiniſchen Pfarr-Regulirung und 
ihre Bedeutung. Die Minimalanſätze aber, welche damals als Con— 
gruaziffer firirt wurden, müſſen natürlicher Weiſe heutzutage als mit 
den geänderten Zuſtänden in durchaus keinem Verhältniſſe ſtehend 
erſcheinen; denn einerſeits ſank der Werth des Geldes um ein Be— 
deutendes herab, andererſeits mag in den ſogenannten guten, alten 
Zeiten der religiöſe Sinn und Eifer der Bevölkerung Manches ge- 
leiſtet und geſpendet haben, was heutzutage nicht mehr geſpendet wird; 
eine Erhöhung der Congrua erſcheint daher dringend geboten, zum 
mindeſten bei gewiſſen Claſſen der Seelſorgegeiſtlichkeit. 

Soll aber eine Congrua-Erhöhung einen wirklich reellen Werth 
haben, fo muß natürlich der Begriff der Congrua hiebei jener der 
joſefiniſchen Pfarr⸗Regulirung fein, d. h. die Religionsfonde muſſen 
die Verpflichtung übernehmen, die etwaigen Abgänge an den Bezügen 
bis zur Congruaziffer zu decken. Hiezu wer den aber bedeutende Mittel 
erforderlich fein und dieſe wenigſtens zum Theile herbeizuſchaffen, iſt 
eben der nächſte Zweck des Geſetzes über die Religionsfondsbeiträge. 

Wir begegnen aber in dieſem Geſetze einem anderweitigen Be⸗ 
griffe: dem der kirchlichen Competenz. Es fragt ſich nun, in welchem 
Verhältniſſe dieſe beiden Begriffe zu einander ſtehen? 

Das Velen der Congrua haben wir im Obigen bereits ber 
zeichnet; ſie bedeutet eben — wenigſtens im joſefiniſchen Sinne — 
jenen Betrag, welcher als zum Unterhalte des betreffenden kirchlichen 
Functionärs als nothwendig erkannt iſt und erforderlichen Falles 


) Pachmann, Kirchenrecht, § 675, Helfert Kirchenvermögen U, § 51 u. ff. 


daher aus öffentlichen Mitteln (Religionsfond) ergänzt werden muß. 
Den Begriff der Competenz definirt das Geſetz ſelbſt als denjenigen 
Betrag, welcher behufs Deckung des ſtaudesmäßigen, Unterhaltes 
der geiſtlichen Perſonen von dem Religionsfondsbeitrage frei zu laſſen iſt. 
Es iſt nun klar, daß, im Allgemeinen genommen, die beiden 
Begriffe als identiſch angeſehen werden können, inſoweit man wenig⸗ 
ſtens dem Geſetze vom 7. Mai 1874 und vielleicht nicht ohne Grund, 
die Abſicht vindiciren will, eben auch nur jenes Einkommen von der 
Steuer frei zu laſſen, welches zum ſtandesmäßigen Unterhalte der 
geiſtlichen Perſonen erforderlich, alſo durch die Congrua gegeben iſt, 
— dann würden die Ziffern der kirchlichen Competenz und der Con⸗ 
grua, beziehungsweiſe der erhöhten Congrug zuſammenfallen können. 


Ju der That kenut auch das kanoniſche Recht einen Unterſchied 
zwiſchen Competenz und Congrua nicht und verſteht unter beiden die 
Ziffer des ſtandesgemäßen Unterhaltes ). Allein principiell find Com- 
petenz und Congrua doch weſentlich verſchiedene Begriffe, indem der 
letztere (wenigſtens im joſefiniſchen Sinne) die Grenze des Einkommens 
normirt, bis zu welcher eine Leiſtung des Religionsfondes an den 
Beneficiaten, der erſtere aber umgekehrt die Grenze bezeichnet, von 
welcher ab eine Leiſtung des Beneficiaten an den Religionsfond ein- 
zutreten hat. Und deßhalb erheiſcht die Frage gewiß ernſte Er— 
wägung, ob es angezeigt ſein dürfte, dieſe beiden Gränzen zuſammen⸗ 
fallen zu laſſen und ſohin auf das Pfründeneinkommen die Steuer⸗ 
ſchraube auch ſofort in demſelben Momente anzufegen, in welchem die 
Verpflichtung eines Zuſchuſſes aus öffentlichen Mitteln entfällt. Wenn 
es nun ſchon hier ſchwierig iſt, das praktiſch Richtigere zu treffen, 
ohne das rationelle Princip zu verletzen, ſo wird die Schwierigkeit 
der Fixirung der kirchlichen Competenzen noch durch die vielfachen 
Abſtufungen der geiſtlichen Würden, welche eben fo vielfache Abſtu⸗ 
fungen in dem ſtandesmäßigen Erforderniſſe begründen, ſo wie durch 
die nach den örtlichen Verhältniſſen ſich ergebende Verſchiedenartig— 
keit der Ziffernauſätze als Ausdruck der gleichen Bedürfniſſe erſchwert; 
am ſchwierigſten aber würden dieſe Verhältniſſe bei den regulären 
Communitäten, wenn man bedenkt, wie verſchieden Vermögen, An- 
ſehen, Zweck und Beſtrebungen der einzelnen Orden ſind. 

Es wird eines ſcharfen, durchdringenden Geiſtes bedürfen, ſich 
in dieſen Berhältniffen zurechtzufinden, das Aeußerliche und Zufällige 
von dem Weſen der Sachen loszuſchälen und in richtiger Erfaſſung 
der Intention des Geſetzes das dieſer letzteren Entſprechende zu 
treffen, ohne doch zugleich Verhältniſſe zu verletzen, welche ſich durch 
jahrhundertelangen Beſtand einen gewiſſen Anſpruch auf pietätvolle 
Berückſichtigung erwarben. Die geſetzgebenden Körper haben die 
Schwierigkeit der Löſung dieſer Fragen erkannt; ſie haben auch er- 
kannt, daß die Löſung derſelben das Eingehen in ein Detail noth- 
wendig machen würde, welches im legislativen Wege kaum je zu be— 
wältigen geweſen wäre. Deßhalb hat das Geſetz die Beſtimmung der 
Competenz dem Verordnungswege nach Einvernehmen der Biſchöfe 
vorbehalten ($ 4). Auf demſelben Wege werden auch die Grundſatze 
feſtgeſtellt werden, nach denen behufs Beſtimmung der Competenz die 
Einnahmen und Ausgaben der geiſtlichen Perſonen zu berechnen ſind 
($ 6). Dieſer Vorgang war durch den Zweck des Geſetzes geboten — 
denn dieſer war: raſche Hilfe. Wir können uns aber nicht verhehlen, 
daß gerade hierin der Schwerpunkt der ganzen Beſtenerung liegt. Die 
Ziffer, welche die Eompetenz beſtimmen wird und deren praktiſche 
Bedeutung natürlich wieder davon abhängt, welche Einkünfte in dieſelbe 
eingerechnet werden, bezeichnet den Punkt, wo die Steuerſchraube anzu⸗ 
ſetzen kömmt. Von der richtigen Wahl dieſes Punktes hängt zum 
Theile der Erfolg der Beſteuerung ab; unſere Cultusverwaltung 
wird daher in der ernſteſten Weiſe mit ſich zu Rathe gehen, ſie wird 
umfaffende Erwägungen und Erhebungen pflegen müſſen, bevor ſie 
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dieſe wichtige Ziffer definitiv beſtimmt. 


| 
. 0 >| 

) portio congrua, eongrua oder competens sustentatio: Philfipe $ 232, | 
Pachmann § 675. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Beim Beſtande der Bedingungen zur Negiſtrirungspflicht iſt der 

Umſtand bedeutungslos, daß die betreffende Unternehmung nicht 

auf Grund eines Gewerbeſcheines, ſondern auf Grund der Landes⸗ 
verfaſſung betrieben wird (Art. 271/41 H. G.) 


Das Geſuch des A., Beſitzer der Domaine H., um Befreiung 
von der verordneten Protokollirung der Firma, unter welcher das 
Bierbrauunternehmen zu H. geführt werden ſollte, hat das Handels— 
gericht abgewieſen und die Aufforderung zur Anmeldung der Firma 
erlaſſen. 


Das k. k. Oberlandesgericht hat den dagegen ergriffenen Recurs 
verworfen, weil ſich der gewerbsmäßige Betrieb eines Brauhauſes 
gleich bleibt, ob er ſich auf ein Brauregal oder eine andere Befugniß 
ſtützt, und nur die Betriebsart, nicht aber die Betriebslicenz den 
Maßſtab bei der Verpflichtung zur Firmaprotokollirung bildet. — 
In dem eingebrachten außerordentlichen Reviſionsrecurſe wird wider⸗ 
ſprochen, daß es ſich in Betreff der Firmaprotokollirung gleich bleibe, 
ob die Biererzeugung auf Grund einer Gewerbeverleihung oder auf 
Grund eines Brauregals betrieben werde; denn das Handelsgeſetz 
ſpreche ausdrücklich nur vom Gewerbe, laſſe alſo die verfaſſungsmä— 
ßigen Regalrechte ganz unberührt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch gleichfalls dieſem au⸗ 
ßerordentlichen Reviſionsrecurſe mit Entſcheidung vom 1. April 1875, 
Z. 3410 keine Folge gegeben, weil nach der Beſtätigung der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft zu C. auf der Domaine H. der zum Betriebe 
erforderliche Hopfen und die Gerſte nicht ſelbſt erzeugt, daher zum 
Betriebe der Bierbrauerei auf der Domaine H. angeſchafft wird, die 
Anſchaffung von Waaren, um ſolche nach erfolgter Bearbeitung oder 
Verarbeitung weiter zu veräußern nach Art. 271 H. G. ein Hau⸗ 
delsgeſchäft iſt, durch den regelmäßigen und fortgeſetzten Betrieb der 
Bierbrauunternehmung aber dieſelbe zu einem gewerbsmäßig betrie⸗ 
benen Handelsgeſchäfte wird, wobei es allerdings für die geſetzlich 
vorgeſchriebene Protokollirung der Firma gleichgiltig iſt, ob der ge- 
werbsmäßige Betrieb der Unternehmung auf Grund eines Gewerbe— 
ſcheines oder auf Grund der Landesverfaſſung ausgeübt wird. 

Ger. Ztg. 


Beſchränkung aus öffentlichen Sanitätsrückſichten des Mäftens 
von Schweinen im landwirthſchaftlichen Betriebe nach Geſiehts⸗ 
punkten der Genehmigung gewerblicher Betriebsanlagen. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 18. Februar 1875, 
3. 19.448 — 1874 erkannt: „dem Recurſe des Karl K. gegen die 


Statthaltereientſcheidung vom 6. Juli 1874, tnfoweit demſelben die 


Schweinemäſtung in feinem Haufe Nr. 228 zu M. in der bisherigen 
Betriebsart unterſagt wurde“), wird keine Folge gegeben. Da jedoch 
das mit dem Wirthſchaftsbetriebe gewöhnlich verbundene Halten von 
Schweinen auch dem Karl K. nicht ganz verwehrt werden kann, fo tft 
im Sinne der SS 31 und 32 der Gewerbeordnung inſtanzmäßig 
das Amt zu handeln, in welchem Umfange und unter welchen Be⸗ 
e dem K. in Zukunft das Mäſten von Schweinen geſtattet 
wird.“ St. 


Etwas zur Frage der Drganifation der adminifrativen Statiſtik. 


Wir haben einen von Engel im Jahre 1874 herausgegebenen Bericht 
über die Verwaltung des preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureaus vor uns liegen ). Mit 
dieſer Arbeit will der rühmlichſt bekannte Leiter des preußiſchen ſtatiſtiſchen Amtes 


die „bei vielen Dicaſterien des In- und Auslandes anzutreffende nützliche Ein- 


richtung,“ daß ſie am Ende des Jahres Rechenſchaft über ihre Geſchäftsführung 
in einem Verwaltungsberichte ablegen, in ſeiner Anſtalt einbürgern. Mag man 
Dur über den Werth ſolcher Verwaltungsberichte im Allgemeinen denken, wie man 
wolle, darin dürften ſich alle Meinungen vereinigen, daß die geſtellte Aufgabe 
in dem in Frage ſtehenden Falle muſterhaft gelöst iſt. In der knappen Form, welche 
2 Die Unterſagung geſchah aus öffentlichen Sanitätsrückſichten. 

Engel, die Verwaltung des königl.eſtatiſtiſchen Bureau 's im Jahre 1873, 

Berlin 1874, 53 ©. 4°. (Als Manuſcript gedruckt). 


die geübte Feder des Statiſtikers verräth, wird die Arbeit eines Jahres conſtatirt 
und das Maaß der Leiſtung wie der Aufwand an Kraft tritt dem Leſer genau 
beſtimmt vor das Auge. Es iſt das erfreuliche Bild eines wohlgegliederten Orga: 
nismus, in dem jedes Glied ſeine angewieſene Stelle hat, es iſt die Erſcheinung 
vereinter und doch von einem Willen geleiteter Kräfte, deren jede, in ihrer Be⸗ 
deutung ſtreng erprobt, die verſchieden abgeſtufte Function erfüllt. Für den Sta⸗ 
tiſtiker zumal gewährt es ein erquickendes Schauſpiel, die ſtatiſtiſche Methode in 
aller Schärfe angewandt zu ſehen auf die Beurtheilung des Ganges ſtatiſtiſch er 
Arbeit ſelbſt und für ihn ergibt ſich aus dieſer Darſtellung der Thätigkeit des 
Berliner Bureau's die Gewißheit, daß hier die größte Kunſt amtlichen Schaffens 
— die Oekonomie der Kraft — mit Meiſterſchaft gehandhabt wird. Der Jahres ⸗ 
bericht für 1873 iſt aber abgeſehen hievon deßhalb von beſonderem Intereſſe, weil 
in dieſes Jahr die Abwicklung der umfaſſendſten Arbeiten fällt, welche einem 
ſtatiſtiſchen Bureau zu Theil werden können, nämlich der Volks- und Viehzählung, 
der Anlegung des Ortſchaftsverzeichniſſes u. ſ. w. Die Schilderung der bezüglichen 
Arbeiten iſt für das Verſtändniß der ſtatiſtiſchen Technik in dieſen Forſchungsge⸗ 
bieten, vor allem der Organiſirung ſolcher Maſſenarbeiten von höchſtem Intereſſe, 
wir bezweifeln mindeſtens unbedingt, daß dieſelben überall mit dieſer peinlichen 
Selbſteontrole vorgenommen werden. Die „Schlußbetrachtung,“ welche Engel an 
feinen Bericht knüpft, beſitzt aber noch einen ganz anderen Anziehungspunkt, hier 
legt er nämlich nicht nur feine Anſichten über die Ziele der amtlichen Statiſtik nieder, 
ſondern, was für uns an dieſer Stelle beſonders wichtig iſt, über die Verbindung der— 
ſelben mit dem ſtaatlichen Aemterorganismus. Vollkommen richtig werden die ſta— 
tiſtiſchen Arbeiten in zwei große Kategorien geſchieden, in ſogenannte laufende, von 
den Behörden für ihre ſpecifiſchen Zwecke vorgenommene Aufzeichnungen und in Erhe- 
bungen ad hoe in mehr oder weniger regelmäßiger zeitlicher Wiederkehr (Conten— 
führung, Inventuren). Erſtere konnen den Behörden niemals abgenommen werden, fie 
bilden einen integrirenden Theil ihrer adminiſtrativen Thätigkeit, letztere hingegen 
werden als eine um io größere Laſt empfunden, je entfernter fie dem Geſchäfts— 
kreiſe der Behörden liegen, je complicirter ſie ſind und je weniger wegen 
der Kleinheit der Zahlen für die betreffenden Territorialbezirke ſchon ein 
greifbarer Nutzen daraus entſpringen kann. Weil in dieſen kleinen Zahlen 
die in den großen enthaltene Regelmäßigkeit ſich zu offenbaren nicht ver 
mag und dieſelben ſcheinbar des inneren Zuſammenhanges entbehren, 
meinen die mit ihrer Erhebung Beauftragten, man könne fie auch erfinden — 
und ſie werden dann auch erfunden, die auf dieſe Inventuren gebauten Arbeiten 
verlieren dadurch ſelbſtverſtändlich jeden Werth und vernichten in den betreffenden 
Behörden Hinwiedernm jeden Glauben an die Statiſtik und ihre Kundgebungen. 
Daß die Erhebungen ad hoe von einem beſtimmten Centralpunkte aus geleitet 
werden und die Befunde zur Verarbeitung wieder dahin zurückfließen müſſen, 
iſt nach dem Geſagten wohl völlig klar, ähnlich liegt aber auch der Fall bei den 
laufenden Aufzeichnungen, wenn ſie für andere Zwecke als die der Behörden ſelbſt 
die fie zu bewirken haben, verarbeitet werden follen. Bis hieher konnten wir unſere 
Zuſtimmung zu Engel's Anſichten nicht beſſer ausdrücken, als indem wir ſeine 
Worte wiederholten, nun fragt es ſich aber, ob neben der angeſtrebten Gentrali- 
ſation der Schilderungsſubjecte auch jene der Schilderungsobjecte ftattfinden ſoll, 
mit anderen Worten, ob für die bezeichneten ſtatiſtiſchen Arbeiten e in einziges 
techniſches Centralinſtitut genüge, oder ob es ſich nicht mehr empfehle, die Gegen- 
ſtände auseinander zu halten und bei den einzelnen Miniſterien beſondere ſtat. 
ſtiſche Inſtitute zu errichten. Auch in dieſer Frage pflichten wir Engel inſoweit 
völlig bei, als es thöricht wäre, eine eingelebte Organiſation zu zerſtören einer 
der Annahme nach vollkommeneren zu Liebe, wenn es ſich aber darum handelte 
die Organiſation einer adminiſtrativen Statiſtik neu zu ſchaffen, dann müßten wir 
auf Grund unſerer geringen Erfahrungen allerdings, den Satz Engels umkehrend, 
ſagen: Viel ſpreche für die Einheit des ſtatiſtiſchen Centralbureau's, noch mehr aber 
für die Auftheilung desſelben an die einzelnen Gentralftellen der Verwaltung. Wenn 
man die Unterſtützung der ſtaatlichen Executive für ſtatiſtiſche Zwecke haben will, ja 
nicht entbehren kann, fo täuſche man ſich darüber nicht, daß ſie für wiſſenſchaftliche 
Zwecke in abstraeto, bei denen die anordnende Behörde kein wenigſtens entferntes 
Intereſſe hat, nur läſſig in Bewegung geſetzt wird. Nur dort, wo man ein mächtiges 
Miniſterrathspräſidium beſitzt, wie es auf dem Continent in der Regel nicht zu 
finden iſt, konnten wir von dem in das Reſſort desſelben eingereihten ſtatiſtiſchen 
Centralbureau eine ſolche Autorität vorausſetzen, daß ſich die einzelnen Minifterien 
zu einer energiſchen Unterſtützung der an die Verwaltung geſtellten ſtatiſtiſchen Po- 
ſtulate bereit finden ließen, wo dies nicht der Fall iſt, wird der Arm der ſtaatlichen 
Executive nur dann mit Nachdruck wirkſam werden, wenn die amtliche Statiſtik ſich 
im Rahmen der Verwaltungsthätigkeit der einzelnen Miniſterien bewegt. Das Syſtem 
der Statiſtik wird damit allerdings nicht erſchöpft werden, es wird vielmehr eine ein⸗ 
ſeitige, dafür aber auch eine exacte adminiſtrative Statiſtik zu Tage treten. Wir 
berufen uns aber diesbezüglich nur auf Engels eigene Worte, daß Staat und Ge- 
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ſellſchaft bei ihrem unerſchöpflichen Inhalte niemals bis auf den letzten Grund der 
Dinge erforſcht werden können, daß, je mehr der Statiſtiker ſich dem Ziele ſeines 
Lebens nähert, dieſes ſich immer weiter von ihm entfernt; wohlan, wenn es nöthig 
iſt, daß bei der Unermeßlichke t der Aufgabe die amtliche Statiſtik ſich ſelbſt die 
Ziele ſteckt, dann glauben wir, werde ſie der Wiſſenſchaft die größten Dienſte leiſten, 
wenn ſie das Material auf einem beſtimmten, abgegrenzten Gebiete mit möglichſter 
Exactheit erhebt und das Weitere all jenen Arbeiten auf dem Felde der Statiſtik über— 
läßt, welche, aus den verſchiedenen Gemeinſchaften der Geſellſchaft hervorgehend, zum 
Heile der Statistik neben der amtlichen Forſchung, möge dieſe noch jo entwickelt ſein, 
nimmer raſten. 
H. C. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 29. April 1875, 3. 2670 betreffend die 

Mittheilung der nach $ 6 des Rinderpeſtgeſetzes ertheilten Bewilligung zur Einfuhr 

von thieriſchen Rohproducten an die Landesbehörden der Länder, durch welche der 
Transport geht. 


Mit Beziehung auf den h. o Erlaß vom 6. Juni 1870, 3. 8037 ), betreffend 
die Ertheilung der Bewilligung zur Einfuhr für die im § 6 des Rinderreſtgeſetzes 
vom Jahre 1868, R. G. Bl. Nr. 118 bezeichneten Transporte, findet das Miniſterium, 
anzuordnen, daß jedesmal von der zum Uebertritte dieſer Transporte über die Staats— 
grenze ertheilten Bewilligung ſogleich die Mittheilung ſowohl an die Landesbehörde 
desjenigen Landes, für welches der betreffende Transport beſtimmt iſt, als auch an 
jene Landesbehörde zu machen iſt, durch deren Gebiet der Transport den Weg nimmt. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben die bei dem k. ungariſchen St Stefan-Orden erfes 
digte Schatzmeiſterſtelle dem Hof- und Miniſterialrathe am A. h. Hoflager Johann 
Barthos v. Sziget verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hofrath der kuͤſtenläudiſchen Statthalterei Leo⸗ 
pold Ritter v. Großer zum Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern ernannt. 

Seine Mafeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern 
Dr. Vinzenz Ritter v. Helm den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Eduard v. Mayrhaufer 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamtscontrolor Alois Ozlberger 
in Salzburg den Titel und Charakter eines Oberamtsconkrolors taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem niederöſterr. Landesingenieur Karl Rosner 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. k. Hauptmann, Dr. der Rechte Eduard v. 
An der Lan⸗Hochbrunn bei deſſen Rücktritte in den Civilſtaatsdienſt zum 
Miniſterialſecretär extra statum im Miniſterium für Landesvertheidigung ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe in Neutitſchein Gotthard Hanel 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Minifter des kaiſerl. Hauſes und des Aeußern hat den Conceptsprak; 
tikanten der k. k. Seebehörde in Trieſt Emil Filtſch zum Conſulareleven ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath der böhmiſchen Finanzlandes⸗ 
direction Johaun Streblitzka zum Oberrechnungsrathe bei der Finanz⸗Landes⸗ 
Direction in Klagenfurt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Jakob Migotti zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär für den Bereich der kuͤſtenländiſchen Finanzdirection ernannt, 


Erledigungen. 

Steueramtsadjunctenſtelle in Ober ⸗Oeſterreich in der eilften Rangsclaſſe, 
bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 96.) 

Rechnungsführers-Aſſiſtentenſtelle bei der Hauptwerksverwaltung zu Przi⸗ 
bram mit der eilften Rangsclaſſe, bis 26. Mai. (Amtsbl. Nr. 99.) i 

Secretärsſtelle bei der böhmiſchen Statthalterei in der achten Rangsclaſſe 
bis 8. Mai. (Amtebl. Nr. 99.) 4 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle für Böhmen in der achten Rangsclaſſe, bis 
Mitte Mai (Amtsbl. Nr. 102). 

Rechnungsbeamtenſtelle für den directen Steuerdienſt bei der Sechshauſer Ber 
zirkshauptmannſchaft mit mona licher Entlohnung von 50 fl., bis Mitte Mai, 
(Amtsbl. Nr. 102). 

Bezirkscommiſſärsſtelle für den politiſchen Verwaltungsdienſt in Krain mit 
der neunten Rangsclaſſe eventuell eine k. k. Regierungsconcipiſtenſtelle mit der 
zehnten Rangsclafſe, bis 21. Mai (Amtsbl. Nr. 105). 

Drei Ingenieursſtellen in Böhmen mit den Bezügen der neunten Rangs⸗ 
claſſe eventuell ebenſoviele Bauadjunctenſtellen mit den Bezügen der zehnten Rangs⸗ 
claffe, bis Ende Mai (Amtsbl. Nr. 103). 

Proviſoriſche Finanzeoncipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei den 
niederöſterreichiſchen Finanzbehörden, bis 10. Juni (Amtsbl. Nr. 103). 

Controlorsſtelle bei dem Oekonomate der niederöſterreichiſchen Finanz- Lan ⸗ 
952 105% in der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 10. Juni (Amtsblatt 
Nr. 103 


) Mitgetheilt in Nr. 32 auf S. 128 des Jahrgangs 1870 dieſer Zeitſchrift. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


